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Betrifft 
Ltg.-670/V-3/58-2015 "Neuregelung des Kostenbeitrages für Kinder und Jugendliche bei stationären Behandlungen in Kranke

 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! 
 
Im Sinne der Resolution des Landtages vom 18. Juni 2015 hat die NÖ 
Landesregierung an die österreichische Bundesregierung schriftlich das Ersuchen 
gerichtet, die erforderlichen Verhandlungen rasch aufzunehmen. 
Dies auch im Hinblick auf den Beschluss der LandesfamilienreferentInnenkonferenz 
vom 19. Juni 2015, indem das Bundesministerium für Gesundheit am 22. Juni 2015 
(VSt-6140/19) ersucht wurde, sich für die Abschaffung des Krankenhaus-
Selbstbehaltes für Kinder unter 18 Jahren im Rahmen der nächsten 
Finanzausgleichsverhandlungen einzusetzen. 
 
Dieses Schreiben wurde vom Bundeskanzleramt aufgrund einer eingeholten 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Gesundheit wie folgt beantwortet:  
 
"Im Schreiben des Amtes der niederösterreichischen Landesregierung wird auf den 
Beschluss der LandesfamilienreferentInnenkonferenz vom 19. Juni 2015 
hingewiesen, in dem das Bundesministerium für Gesundheit ersucht wurde, „sich für 
die Abschaffung des Krankenhaus-Selbstbehaltes für Kinder unter 18 Jahren im 
Rahmen der nächsten Finanzausgleichsverhandlungen einzusetzen“. 
 
Auch wenn sich der Beschluss des niederösterreichischen Landtages vorrangig auf 
die Kostenbeitrags-Regelung nach § 27a KAKuG (Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten) bezieht, so ist im Sinne des Beschlusses der 
LandesfamilienreferentInnenkonferenz die generelle Abschaffung aller 
Krankenhaus-Selbstbehalte für Kinder, das sind sowohl die Kostenbeiträge nach 
ASVG als auch die Kostenbeiträge nach KAKuG, in den Verhandlungen zu 
thematisieren, um eine tatsächliche Entlastung der Familien zu erreichen. 
 
 
 
 
Das Bundesministerium für Gesundheit setzt sich schon seit vielen Jahren für eine 
Abschaffung der Krankenhaus-Selbstbehalte für Kinder ein, zuletzt im Jahr 2012 im 
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Rahmen der Verhandlungen mit den Bundesländern zur geltenden Vereinbarung 
gemäß Art. 15a B-VG über die Organisation und Finanzierung des 
Gesundheitswesens. Es konnte jedoch bisher diesbezüglich keine Einigung mit den 
Ländern erzielt werden.  
 
Des Weiteren wurde auch im aktuellen Regierungsprogramm 2013 - 2018 im Kapitel 
Gesundheit unter dem Ziel „Gesundes Aufwachsen – Kinder- und 
Jugendgesundheit“ die „Abschaffung des Spitalskostenbeitrages für Kinder und 
Jugendliche (§ 27a KAKuG, §§ 148ff iVm 447f Abs. 7 ASVG bzw. analoge 
Bestimmungen), kostenneutral für die Länder und Sozialversicherung“ 
aufgenommen. 
 
Im Hinblick auf eine Neuregelung der Kostenbeiträge nach ASVG und nach KAKuG 
ist Folgendes zu berücksichtigen:  
 
Der Kostenbeitrag nach ASVG (§ 447f Abs. 7 ASVG) ist für Mitversicherte nach dem 
ASVG sowie für Versicherte und Mitversicherte nach dem BSVG zu entrichten. Der 
Kostenbeitrag ist von der Krankenanstalt für den Landesgesundheitsfonds 
einzuheben. Er ist nicht nur von Land zu Land sondern meistens auch noch von 
Krankenanstalt zu Krankenanstalt unterschiedlich. 
 
Der Kostenbeitrag nach KAKuG (§ 27a KAKuG) ist – sofern nicht ein Kostenbeitrag 
nach ASVG zu leisten ist – von sozialversicherten Pfleglingen der allgemeinen 
Gebührenklasse, für deren Anstaltspflege als Sachleistung entweder LKF-
Gebührenersätze durch den Landesgesundheitsfonds oder Gebührenersätze zur 
Gänze durch einen Träger der Sozialversicherung getragen werden, durch die 
Krankenanstalt einzuheben. Er differiert von Bundesland zu Bundesland. 
 
Eine Abschaffung dieser Selbstbehalte für Kinder und Jugendliche führt demzufolge 
zu Mindereinnahmen bei den Krankenanstalten. Vom Bundesministerium für 
Gesundheit wurden vor einiger Zeit Auswertungen und Berechnungen angestellt, 
wonach sich der Einnahmenentfall für die Krankenanstalten auf rund 15 Millionen 
Euro (davon ca. 14 Millionen ASVG-Kostenbeitrag und ca. 1 Million 
KAKuGKostenbeitrag) belaufen würde. Aufgrund dieser finanziellen Auswirkungen 
für die Krankenanstalten würde eine einseitige Streichung der Kostenbeiträge für 
Kinder und Jugendliche durch den Bund in den geltenden Finanzausgleich 
eingreifen bzw. eine Verletzung der geltenden Vereinbarung gem. Art. 15a B-VG 
über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens darstellen. 
Entsprechende Änderungen der Selbstbehaltsregelungen auf Bundesebene können 
daher nur im Einvernehmen mit den Ländern erfolgen. 
 
Seitens des Bundesministeriums für Gesundheit ist jedenfalls beabsichtigt, diese 
Thematik in die derzeit laufenden Verhandlungen zum Finanzausgleich und zum 
Abschluss einer künftigen Vereinbarung gem. Art. 15a B-VG über die Organisation 
und Finanzierung des Gesundheitswesens für die Zeit ab 2017 einzubringen. Die 
nunmehr vorliegenden Initiativen und die gestiegene Gesprächsbereitschaft der 
Länder sind bereits eine gute Voraussetzung dafür, dass im Zuge der kommenden 
Verhandlungen eine einvernehmliche Lösung mit den Ländern gefunden werden 
kann". 
 
 
 
 
 
 
 



Die Landesregierung beehrt sich, dies zu berichten. 
 
 

 
 

NÖ Landesregierung 
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